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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 30. September 1975 durch den

Vorsitzenden Richter Dr. B r o c k e, die Richter

H e n n i g und B e'n d e r und die ehrenamtlichen

Richter S c h u c h m a n n und K r i e g

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 6. Juni 1974 wird

zurückgewiesen.

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.
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Der Kläger begehrt von der Beklagten die Förderung sei-
neh Studiums an der Verwaltungs- und Wirtschaftsakadenie

V(VUA) Rheinland-Pfalz e.V.

Der 1941 geborene Kläger, der die Unterprimareife erreicht

hatte, war seit 1961 beim Straßenneubeuamt Bad Kreuznach

lls Verwaltungeangestellter beschäftigt° Ab Oktober 1968

nehm er an einen Beamtenlehrgang teil und legte in De-

zember 1970 die Verwaltungsprüfung I ab. Ab Oktober 1971

besuchte er einen Verwaltungslehrgang II mit dem Ziel

der Prüfung für den gehobenen nichttechnischen Dienst.

Au 30. März 1973 beantragte der Kläger beim Arbeitsamt
Bad Kreuznach, sein Studium an der VNA Rheinland—Pfalz

mit dem Ziel, das Verwaltungsdiplom zu erwerben, durch

die Übernahmevon Kosten zu fördern. Das Studium sollte
in Teilzeitform durchgeführt werden (2 - 3 Unterrichts-

tege in der Woche) und voraussichtlich von 11. April 1972

bis Juli 1975 (7 Semester) dauern..9as Arbeitsamt lehnte

den Antrag ab (Bescheid vom 30. Mai 1972; Widerspruchs-

bescheid vom 10. April 1973).

Mit Urteil vom 16. Oktober 1973 hat,das Sozialgericht (SG)
Koblenz die Beklagte unter Aufhebung\der angefochtenen

Bescheide dem Grunde nach zur Gewährung von Förderungslei-

stungen verurteilt. Bei seiner Entscheidung hat es sich

auf eine im Laufe des Verfahrens eingeholte Bescheinigung

des Leiters der VNAvom 2. Oktober 1973 gestütit, wonach
der Kläger zur Verwaltungsdiplonprüfung im Jahre 1975 zuge-
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_lassen werde, sofern er bis dahin die erforderliche Studien-
zeit von 7 Semestern und die geforderten Übungsarbeiten nach-

weise. Es seien keine Anhaltspunkte dafür gegeben, daß der
Kläger das Maßnahmeziel nicht erreichen werde.

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht
(LSG) Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 6. Juni 1974 das Ur-
teil des SG abgeändert und die Klage abgewiesen. Wie das

LSG festgestellt hat, hatte der Kläger im Dezember 1973
die Verwaltungsprüfung II abgelegt und war am 24. Januar 1974

unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe zum Regie-

rungsinspektor ernannt worden. Die VNA hatte ihn daraufhin

mit Schreiben vom 27. Januar 1974 als ordentlicher Hörer

zugelassen. Nach einer vom LSG eingehalten Auskunft der

Straßenverwaltung Rheinland-Pfalz vom 22. April 1974 war für

die Ernennung des Klägers zum Regierungsinspektor z.A. der

Besuch der VNA nicht ausschlaggebend. Die Übernahme des
Klägers in das Beamtenverhältnis sei formell von dem Bestehen

der Laufbahnprüfung, daneben aber auch von dem Vorliegen der
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen abhängig gewesen. Das

LSG hat den Anspruch des Klägers schon deshalb für unbegründet

erachtet, weil es an der erforderlichen arbeitsmarktpolitischen

Zweckmäßigkeit im Sinne des 5 36 Arbeitsförderungsgesetz (AFG)

fehle. Für die Zeit nach der Ernennung des Klägers zum

Regierungsinspektor auf Probe scheitere der Anspruch daran,

daß die Förderung von Beamten unter Berücksichtigung der in

55 1 und 2 AFG genannten Zielvorstellungen des Gesetzes grund-
sätzlich nicht als arbeits- und sozialpolitisch zweckmäßig

angesehen werden könne . Für die Tätigkeit von Beamten seien

strukturelle Veränderungen, der Fortschritt von Wissenschaft

und Technik, der Wandel der Produktions- und Arbeitsmethoden,

die fortschreitende Automation und sonstige, die Lage des

Arbeitsmarktes beeinflussende Faktoren ohne Bedeutung. Durch das
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‚\nach dem Alimentationsprinzip ausgestattete öffentlich-

;frechtliche Dienstverhältnis werde ihnen bereits größt-

, mögliche Krisenfestigkeit garantiert. Dies gelte für Be-
‘vamte auf Lebenszeit und lasse sich auch auf Beamte auf

‚Probe ausdehnen, deren Berufung in das Beamtenverhältnis

auf Lebenszeit im allgemeinen bereits gesichert erscheine.

Konkrete Anhaltspunkte, die ausnahmsweise gegen eine rei—

bungslose spätere Übernahme des Klägers in das Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit sprechen könnten, seien nicht

gegeben. Aber auch für die Zeit vom Beginn des Studiums

an der VWA bis zur Ernennung des Klägers zum Regierungs—

inspektor könne die Zweckmäßigkeit der Maßnahme im Sinne

des 5 36 AFG nicht bejaht werden. Eine Betrachtung unter

dem Gesichtspunkt der Förderung inein Beamtenverhältnis

scheide aUS‚ da der Besuch der VWAnach der Auskunft der
Straßenverwaltung Rheinland-Pfalz für die Ernennung des

Klägers ohne Bedeutung gewesen sei. Er könne sich nicht

darauf berufen, daß er mit der Verwaltungsprüfung II

eine Voraussetzung zum Erwerb des Verwaltungsdiploms

geschaffen habe. Nach seinem eigenen Vortrag habe er

den Verwaltungslehrgang II deshalb besucht, um nach Mög-

lichkeit in die gehobene Beamtenlaufbahn einzutreten.

Entscheidend sei somit das eigentliche Ziel des Klägers,

Beamter zu werden' und die Tatsache, daß er dazu das

Verwaltungsdiplom nicht benötigt habe.

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger insbesondere

eine Verletzung der 55 36, 37 AFG und 9 8 der Anordnung
des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit über

die individuelle Förderung der beruflichen Fortbildung

und Umschulung vom 9. September 1971 (ANBA 1971 S. 797

—AFuU 1971 -). Er führt hierzu aus: Für den Zeitraum bis

zu seiner Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe sei
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das LSG von falschen Voraussetzungen ausgegangen. Bis zu dieser
Zeit sei er lediglich Verwaltungsangestellter gewesen. Ein

Rechtsanspruch auf die Berufung in das Beamtenverhältnis habe

nicht bestanden. Auch habe zu Beginn des Studiums keinesfalls

festgestanden, daß er überhaupt Beamter werden würde; denn

die Verwaltungsprüfung II werde von fast 40 % der Teilnehmer

nicht bestanden. Durch das Verwaltungsdiplom würden die Auf—

stiegschancen von Angestellten im öffentlichen Dienst aber

(wesentlich erhöht. An den Voraussetzungen des 5 36 AFG könne

der Anspruch des Klägers somit nicht scheitern. Die Beklagte

habe seinen Anspruch daher auch nicht wegen Fehlens der

arbeitsmarktpolitischen Zweckmäßigkeit, sondern allein deshalb

versagt, weil aufgrund einer innerdienstlichen Weisung "außer-

ordentliche" Hörer der VWA grundsätzlich nicht zu fördern

seien. Daß die Zulassung als außerordentlicher Hörer den
Förderungsanspruch nicht entgegenstehe, habe aber das SG

bereits zutreffend entschieden. Auch für die Zeit nach der
Übernahme des Klägers in das Beamtenverhältnis könne der An-

spruch nicht aufgrund des 5 36 AFG in Verbindung mit 5 8
AFuU 1971 verneint werden. Der weitere Besuch der VNA sei dem

"beruflichen Aufstieg" des Klägers im Sinne des 5 8 AFuU 1971
förderlich gewesen. Zwar werde durch das Verwaltungsdiplom

kein Rechtsanspruch auf eine höher bewertete Position begrün-

det; nach den Bestimmungen des Landes Rheinland-Pfalz seien
Beamte, die durch Fortbildung ihre fachlichen Kenntnisse und

Fähigkeiten nachweislich wesentlich gesteigert hätten, vom
Dienstherrn jedoch zu fördern und gegebenenfalls bei Beförde-

rungen gegenüber anderen Beamten zu bevorzugen.

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Berufungsurteils und der

angefochtenen Bescheide die Beklagte zu ver-
urteilen, dem Kläger ab 11. April 1972 für die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'Teilnahme an dem Lehrgang der Verwaltungsakademie

Mainz Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz

dem Grunde nach zu gewähren,

hilfsweise,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz zurückzuver-

weisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffend. Für die Zeit

bis zur Ernennung des Klägers zum Regierungsinspektor auf

Probe scheitere die Förderung im übrigen aber auch daran,

daß der Kläger bei Beginn des Studiums die beruflichen

Bedingungen für die Zulassung zur Prüfung als dem Ziel

der Maßnahme nicht erfüllt habe. Er habe über eine

für das Erreichen des Fortbildungszieles notwendige ab—

geschlossene Berufsausbildung oder angemessene Berufs-

erfahrung im Sinne des 5 7 Abs. 1 Nr. 1 AFuU 1971 nicht

verfügt. Anders als die übrigen Zulassungsvoraussetzungen

für die Prüfung seien die beruflichen Bedingungen zu Be-

ginn der Maßnahme nachzuweisen, da sie der sicherste An-

haltspunkt für die Eignung und damit für die Erwartung

eines erfolgreichen Maßnahmeabschlusses darstellten.

Die Zulassung als außerordentlicher Hörer könne daher

einen Förderungsanspruch nicht begründen.

Beide Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung (€ 124 Abs. 2

Sozialgerichtsgesetz —SGG-) einverstanden.
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II

Die zugelassene Revision des Klägers ist nicht begründet. Er

hat keinen Anspruch auf Förderung seines Studiums an der VWA.

Eine Förderung als Ausbildung (5 40 AFG) oder Umschulung
(5 47 AFG) scheidet nach den nicht angegriffenen Feststellun—

gen des LSG zum beruflichen Ausgangspunkt des Klägers und der

Art und besonderen Zielsetzung des Studiums aus. Der Studien—

lehrgang zur Erlangung des Verwaltungsdiploms sollte dem

Kläger weder einen erstmaligen beruflichen Abschluß vermitteln

(vgl. BSGE37, 163) noch den Übergang in eine andere beruf-
liche Tätigkeit mit neuem Inhalt ermöglichen, wie es für eine

Umschulung bezeichnend ist (vgl. 8568 36, 48). Die Maßnahme
ist inhaltlich vielmehr dem Bereich der beruflichen Fortbil—

dung im Sinne des 5 41 Abs. 1 AFG zuzuordnen. Der Kläger er-
strebt mit dieser verwaltungswissenschaftlichen Zusatzbildung

die Erweiterung seiner durch die berufliche Tätigkeit als

Verwaltungsangestellter bereits erworbenen Kenntnisse und

Fertigkeiten sowie eine Verbesserung seiner Chancen für einen

beruflichen Aufstieg innerhalb des öffentlichen Dienstes.

Die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Förderung der Teil—

nahme des Klägers an der beruflichen Fortbildungsmaßnahme im

Sinne des 5 41 AFG liegen jedoch nicht vor. Hierfür reicht es
nicht aus, daß die Maßnahme inhaltlich den Zielbestimmungen

des 5 41 Abs. 1,1. Halbs. AFG entspricht. Erforderlich ist

ferner das Vorliegen bestimmter Zugangsvoraussetzungen in Bezug

auf ein bestimmtes berufliches Wissen der Teilnehmer, und zwar

entweder eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine ange-

messene Berufserfahrung (5 41 Abs. 1, 2. Halbs. AFG). Dabei
kann nach dem insoweit eindeutigen Wortlaut der Bestimmung

die abgeschlossene Berufsausbildung oder angemessene Berufser-

fahrung nicht nur als eine auf den Teilnehmer bezogene subjek-
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tive Förderungsvoraussetzung (vgl. 9 7 Abs. 2 AFuU 1971)

begriffen werden; sie muß vielmehr generell eine objek-

tive Voraussetzung für die Teilnahme sein, wenn diese

als berufliche Fortbildung förderbar sein soll. Dies

ist ständige Rechtsprechung des Senats (vgl. u.a. BSG

SozR 4100 5 41 Nr. 1; 8868 36, 48; Urteil vom 6. Mai 1975

- 7 RAr 46/73).

'Der Studienlehrgang zur Erlangung des Verwaltungs- und

Kommunaldiploms erfüllt nach seiner förmlichen Ausge-

staltung diese gesetzlichen Voraussetzungen jedoch nicht.

Nach der Zulassungs- und Studienordnung der VNA Rheinland_

Pfalz e.Vo vom 20. Juni 1969, von deren Inhalt das Revi-'
sibnsgericht aufgrund der Feststellungen des LSG ausgehen

kann, ist auch Berufsfremden die Teilnahme an den Lehrgang

generell ermöglicht. Hiernach unterscheidet die VNA

—zwischen Vollhörern und Gasthörern (vgl. 55 2 und 5 aaO),

wobei Vollhörer die ordentlichen und die außerord■ptlichen

Hörer sind (5 2 aaO). Als ordentliche Hörer für den Studien-
lehrgang zur Erlangung des Verwaltungs— und Kommunaldiplons

werden nach 5 3'A der Zulassungs- und Studienordnung'vom

“20. Juni 1969 zugelassen:

1. Beamte - gleich welcher Laufbahn -‚ die die Prüfung für

den gehobenen Dienst oder eine gleichwertige Prüfung“

abgelegt haben oder die sich in einer Planstelle des ge-

hobenen Dienstes befinden und eine mindestens einjährige

Berufstätigkeit nachweisen, '

2. Angestellte im öffentlichen Dienst - gleich welcher Fach—

richtung -, die sich in einer gleichweftl°nu Stelle wie

Beamte des gehobenen Dienstes befinden und eine mindestens

einjährige Berufstätigkeit nachweisen.
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Nun bedeutet zwar nach nicht die Tatsache,
daß

auch Gast-

hörer ohne die in 5 3 aaO. geforderte spezifische berufliche

Vorbildung an den Vorlesungen teilnehmen können, daß es der

Maßnahme im ganzen an den in 5 41 Abs. 1 AFG verlangten Zugangs-

voraussetzungen fehlt. Wie der Senat bereits entschieden hat
‘(vgl. Urteil vom 6. Mai 1975 - 7 RAr 98/73 -), steht es der
Förderungsfähigkeit als Fortbildung5maßnahme nicht entgegen,

daß einzelne Lehrveranstaltungen auch der Ausbildung nicht

einschlägig beruflich vorgebildeter Teilnehmer dienen können.

Entscheidend ist allein, daß die durch die Maßnahme vermittelten

‘Kenntnisse und Fertigkeiten nur im Zusammenhang mit der beruf-

lichen Vorqualifikation zum Ziel der beruflichen Fortbildung
führen. Das Verwaltungs- und Kommunaldiplom ist vorliegend

jjedoch ohne das Durchlaufen des vorgeschriebenen Studiengangs

als Vollhörer nicht erreichbar (vgl. 5 2 der Prüfungsordnung

für die Erteilung eines Diploms an der VWA Rheinland-Pfalz e.V.

vom 20. Juni 1969 - Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz vom

1. September 1969 S. 186 -, geändert am 26. Juni 1970 - Staats-

anzeiger für Rheinland-Pfalz vom 20. Juli 1970 S. 184 - und

am 28. Januar 1975 - Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz vom

10. Februar 1975 Nr. 641).

Nach 5 4 der Zulassungs— und Studienordnung vom 20. Juni 1969

können zum ordentlichen Studienlehrgang als außerordentliche

Hörer aber auch zugelassen werden:

1. Angehörige des öffentlichen und privaten Dienstes, die

bei Studienbeginn eine mindestens zweijährige praktische

Tätigkeit nachweisen und die Voraussetzungen für die Zu-

lassung als ordentliche Hörer im Laufe des Studienlehr-

gangs voraussichtlich erfüllen werden,
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2. Angehörige des öffentlichen und privaten Dienstes, die

die unter Nr. 1 aufgeführten Voraussetzungen nicht

erfüllen, jedoch aufgrund ihrer Vorbildung und ihres

beruflichen Werdegangs im Sinne der Ziele der Ver-
waltungs- und Wirtschaftsakademie besonders förde-

rungswürdig erscheinen.

Diese vom Veranstalter getroffene Regelung hält sich er—

kennbar nicht im Rahmen der in 5 41 Abs. 1, 2. Halbe. AFG

“vorgeschriebenen Mindestbedingungen. Für die Zulassung

nach 5 4 Abs. 1 Nr. 2 aaO. ergibt sich dies schon daraus,
daß der nach dieser Bestimmung zu berücksichtigende

"berufliche Werdegang" eine Konkretisierung auf ein be-

:Btimmtes einschlägiges Berufswissen sowie eine Begren-

—ZUng in zeitlicher Sicht nicht enthält. Sie stellt sich

‘—-entsprechend ihrer Kennzeichnung - als eine echte, dem

Maßnahmeträger bewußt einen Ermessensspielraum einräumen-

de Ausnahmere9elung dar. Gleiches gilt für die Bestimmung

des 5 4 Abs. 1 Nr. 1 aaO. Auch die danach für die Zu-

lassung als außerordentlicher Hörer zu Beginn des.Studiums

nachzuweisende praktische Tätigkeit von zwei Jahren

genügt nicht den Anforderungen des 5 41 Abs. 1 AFG. Ins-

‘bes°ndere ersetzt sie nicht — was hier allein in Be-

tracht zu ziehen ist — die alternative Voraussetzung einer,

angemessenen Berufserfahrung. Wie der Senat bereits in

seinen Urteilen vom 22. Oktober 1974 - 7 RAr 38/74 und

7 RAr 65/73 — entschieden hat (vgl. 8368 38, 174 -
SozR 4100, 5 41 Nr. 11 und BSG in SozR 4100, 5 41 Nr. 12),

muß die angemessene Berufserfahrung zu etwa gleichwertigen

und gleichartigen Kenntnissen geführt haben wie die abge-

schlossene Berufsausbildung. Hiervon kann regelmäßig nur
dann ausgegangen werden, wenn die Zeit der berufspraktischen

Tätigkeit mindestens dem Zeitraum entspricht, der als Aus-
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bildungszeit für den Berufsabschluß erforderlich ist. Abge-

sehen davon, daß auch der Begriff "praktische Tätigkeit"

in € 4 Abs. 1 Nr. 1 der Zulassungs- und Studienordnung vom
20. Juni 1969 sich einer vergleichenden Bewertung unter

Qualitätsgesichtspunkten entzieht, ist eine nur zweijährige

praktische Tätigkeit schon von der Dauer her nicht als die

einer abgeschlossenen Berufsausbildung gleichwertige Berufs-

erfahrung anzusehen. Die nach 5 3 A der Zulassungs- und

Studienordnung vom 20. Juni 1969 für die Zulassung als ordent-

licher Hörer nachzuweisende Befähigung für den gehobenen

Dienst kann z.B. von Laufbahnbewerbern grundsätzlich nur durch

Ableisten eines mindestens dreijährigen Vorbereitungsdienstes

mit abschließender Laufbahnprüfung erworben werden (vgl. 5 24

Nr. 2 des Landesbeamtengesetzes Rheinland-Pfalz in der Fassung

vom 14. Juli 1970 - GVBl Rheinland—Pfalz S. 242 - bzw. 5 24

Abs. 1 der Landesverordnung über die Laufbahnen der Beamten

des Landes Rheinland-Pfalz vom 26. Juni 1971 - csv1 Rheinland-
Pfalz 5. 143; ferner 5 18 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes

bzw. 5 23 Abs. 1 der Bundeslaufbahnverordnung). Ob die Dauer

des Vorbereitungsdienstes für den gehobenen Dienst unter Be-

rücksichtigung der sonstigen Zugangsbedingungen für ordent-

liche Hörer überhaupt als zeitliche Untergrenze in Betracht

gezogen werden könnte, bedarf hier keiner Entscheidung, da

selbst diese im Falle des 5 4 Abs. 1 Nr. 1 der Zulassungs-

und Studienordnung vom 20. Juni 1969 nicht erreicht wird.

Der Umstand, daß die Zulassung nach 5 4 Abs. 1 Nr. 1 aaO.

weiterhin davon abhängig gemacht wird, daß die Voraussetzungen

für die Zulassung als ordentlicher Hörer im Laufe des Studien—

lehrgangs voraussichtlich nachgewiesen werden, reicht nach

dem insoweit eindeutigen Wortlaut des Gesetzes nicht aus, die

Voraussetzungen des 5 41 Abs. 1, 2. Halbs. AFG als erfüllt

anzusehen. Für "die Teilnahme an der Maßnahme", nicht aber
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etwa für die Teilnahme an der Prüfung muß die abgeschlos-

sene Berufsausbildung oder angemessene Berufserfahrung

institutionell gefordert werden. Dies ist ständige Recht—

sprechung des Senats (vgl. u.a. BSG SozR 4100 5 41 Nr. 1;

Urteil vom 24. September 1974 — ? er 112/73 -; Urteil

vom 6. Mai 1975 - 7 RAr 98/73 —). Bine Förderung auf die

Vermutung hin, daß der Antragsteller zu einem späteren

Zeitpunkt aufgrund eines dann eintretenden Ereignisses

möglicherweise alle Voraussetzungen des Anspruchs erfül-

len würde, kennt das AFG nämlich nicht (vgl. Urteil vom
26. August 1975 - 7 RAr 68/74 —). Selbst wenn aber hier-

von abgesehen werden könnte, so würde dies für den vor-
liegenden Fall nichts ändern. Aus 5 2 Abs. 3 der Prüfungs-

ordnung der VWA vom 20. Juni 1969 ist zu ersehen, daß

sogar für die Zulassung zur Prüfung eine einschlägige

berufliche Vorbildung nicht zwingend erforderlich ist.

Da sonach für einen Teil der Teilnehmer die Möglichkeit

der Teilnahme an dem Studienlehrgang zur Erlangung des

Verwaltungs- und Kommunaldiploms auch ohne abgeschlossene

Berufsausbildung oder angemessene Berufserfahrung besteht,

ist die Förderung der Teilnahme an dem Studienlehrgang der

VWA generell ausgeschlossen. Die Zugangsbedingungen müssen'

- wie bereits ausgeführt - zwingend Voraussetzung der

Teilnahme sein (vgl auch BSG in SozR 4100, 5 41 Nrn. 11 und
12) -. Die Entstehungsgeschichte des Gesetzes steht dem
nicht entgegen. Zwar heißt es in der Begründung des Bun—

destagsausschusses für Arbeit zur Einführung dieses

Tatbestandsmerkmals, daß als berufliche Fortbildung im Sinne

des AFG nur Maßnahmen anzusehen sind, die als Zulassungs-

voraussetzung für den Regelfall - je nach Fortbildungs-

ziel — eine angemessene Berufsausbildung oder angemessene

Berufserfahrung oder beides zusammen verlangen (vgl. $chrift—
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licher Bericht des Bundestagsausschusses für Arbeit, zu
BT-Drs. V/4110 S. 9 5 40). Die nach dieser Formulierung
bestehende Möglichkeit, daß auch Ausnahmen von der Regel

denkbar sein könnten, hat im Gesetz jedoch keinen Nieder-
schlag gefunden. Selbst wenn Ausnahmen als zulässig anzuer-
kennen wären, so könnte es sich nach dem Sinn und Zweck des

Gesetzes jedenfalls nur um Ausnahmen im Sinne von echten

Einzelfallehtscheidungen in Grenzfällen handeln. Als Aus-

nahmeregelung in diesem Sinne ist es aber nicht mehr anzu—

sehen, wenn der Maßnahmeträger die außerordentliche Zulassung

eines bestimmten Personenkreises planmäßig vorsieht und diese

fest kalkulierte und integrierte Teilnehmergruppe allenfalls

durch die jeweilige Auslastung der Maßnahme durch ordentliche
Teilnehmer als variierbar erscheint. So ist es aber ersicht—

lich im vorliegenden Fall. Wenn die Bestimmung des 5 4 Abs. 1

Nr. 2 aaO bei großzügiger Betrachtungsweise unter Umständen

noch als bloße Normierung einer Kompetenzbefugnis zur Einzel-

fallentscheidung im oben genannten Sinne angesehen werden

könnte, so beinhaltet 5 4 Abs. 1 Nr. 1 der Zulassungs- und

Studienordnung vom 20. Juni 1969 jedenfalls eindeutig die

Institutionalisierung eines "Ausnahmefalles" als Regel. Es

ist nicht ersichtlich, daß Bewerber bei Nachweis der ent-
sprechenden Anforderungen nicht zugelassen werden könnten,

soweit die Kapazität der Akademie und der Anteil der ordent-

lichen Hörer dies erlaubten, Maßnahmen dieser Art zu fördern,

ist jedoch nicht Sinn und Zweck des AFG. Die Zugangsbedin-

gungen haben nicht nur die Funktion eines zu den Zielbestim—

mungen des 5 41 Abs. 1, i. Halbs. AFG hinzutretenden ergän-

zenden Auslegungsmerkmals. Sie sind insbesondere auch als

eine Ausprägung des die berufliche Bildungsförderung nach

dem AFG allgemein beherrschenden Prinzips zu begreifen, die

Förderungspflicht der Beklagten auf möglichst zweckmäßige

Maßnahmen zu beschränken. Mindestgarantie für eine zeitlich
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‘hnd inhaltlich zweckmäßige Ausgestaltung einer Fortbildunge-
maßnahme ist jedoch eine relativ gleichwertige berufliche

Ausgangsposition der Teilnehmer. Läßt der Maßnahmeträger

in nennenswertem Umfang auch Teilnehmer mit geringeren

Anforderungen oder gar ohne berufliche Kenntnisse zu, so

wird die Maßnahme mit hoher Wahrscheinlichkeit entweder einen

Teil der Teilnehmer qualitativ über- oder unterfordern,

oder ihr kommt überhaupt mehr allgemeinbildender als be-

rufsbildender Charakter zu. Die Zugangsbedingungen erfüllen

somit auch eine Filterfunktion in dem Sinne, daß vom Ge—
setzgeber als unzweckmäßig angesehene Investitionen oder

gar Fehlinvestitionen bereits im Ansatz vermieden werden.

Nach alledem scheitert der Anspruch des Klägers bereits

daran, daß die Teilnahme an der Forbildungsmaßnahme wegen

Fehlens der nach 5 41 Abs. 1, 2. Halbs. AFG erforderlichen
objektiven Voraussetzungen nicht förderbar ist. Der Kläger

kann sich auch nicht darauf berufen, daß die Beklagte in
anderen vergleichbaren Fällen Förderungsmittel bewilligt

habe. Eine Verwaltungsübung, die dem Gesetz nicht ent-
spricht, gibt keinen Anspruch auf Gleichbehandlung (vgl. 5368

38, 63 - SozR 4100 5 151 Nr. 1 mit Weiteren Nachweise“-

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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